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32. Verordnung: 2. Handelskammerwahlordnungs-Novelle.
3 3 . Verordnung: Ausdehnung der Krankenversicherung nach dem Bundesangestellten-Krankenversicherungs-

gesetz 1937 auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten einiger Gemeinden des Landes Steiermark.
34. Kundmachung: Ratifikation bzw. Beitritt weiterer Staaten zum Weltnachrichtenvertrag.
35. Kundmachung: Aufhebung der in der Kraftfahrverordnung 1955 enthaltenen Worte „Fehlen beider Hände"

durch den Verfassungsgerichtshof.
36. Kundmachung: Inkrafttreten des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenkraftfahr-

zeuge.
3 7 . Kundmachung: Delegierung der Landeshauptmänner von Tirol und Vorarlberg zur Bewilligung der Inanspruch-

nahme der Ausfuhr- und Einfuhrkontingente des Regionalabkommens Nord-Südtirol.

3 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 4. Feber
1958, mit der die Anlage 1 der Handelskam-
merwahlordnung, BGBl. Nr. 11/1950, neuer-
lich abgeändert wird (2. Handelskammer-

wahlordnungs-Novelle).

Auf Grund des § 46 des Handelskammer-
gesetzes, BGBl. Nr. 182/1946, wird verordnet:

Die Anlage 1 der Handelskammer-Wahlord-
nung, BGBl. Nr. 11/1950, in der Fassung der
Verordnung vom 26. November 1954, BGBl.
Nr. 265, wird abgeändert wie folgt:

Artikel I.

Änderungen im Abschnitt IV des § 1.
Nach den Bestimmungen unter Nr. 7 ist neu

einzufügen:

„8 Konsumgenossenschaften mit dem Recht
zur Annahme von Spareinlagen". In der für die
Kammer Wien bestimmten Spalte ist die Zif-
fer „(2)", in den übrigen Spalten die Ziffer „(1)"
einzusetzen.

Artikel II.

Änderungen im Abschnitt V des § 1.
Unter Nr. 3 ist die Anzahl der Mandate der

Kammer Oberösterreich mit „(2)" und die An-
zahl der Mandate der Kammer Steiermark mit
„(3)" einzusetzen.

Artikel III.

Änderungen im Abschnitt III des § 3.
Unter Nr. 26 wird die Anzahl der Mandate

auf 18 erhöht.

Artikel IV.

Änderungen im Abschnitt IV des § 3.
Nach den Bestimmungen unter Nr. 7 ist neu

einzufügen:

„8. Konsumgenossenschaften mit dem Recht
zur Annahme von Spareinlagen". In der für
die Anzahl der Mandate bestimmten Spalte ist
die Ziffer 6 einzusetzen.

Bock

3 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 18. Feber 1958
über die Ausdehnung der Krankenversiche-
rung nach dem Bundesangestellten-Kranken-
versicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, auf
die öffentlich-rechtlichen Bediensteten einiger

Gemeinden des Landes Steiermark.

Auf Grund des § 1 a Bundesangestellten-Kran-
kenversicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, in
der Fassung des § 487 Abs. 1 Allgemeines Sozial-
versicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, wird
auf Antrag der nachstehend genannten Gemein-
den, und nach Anhörung der Krankenversiche-
rungsanstalt der Bundesangestellten verordnet:

Mit Wirksamkeit vom 1. März 1958 werden
die öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Ge-
meinden B r e t s t e i n , W a l t e r s d o r f und
St. P e t e r ob Judenburg, sämtliche Bezirk
Judenburg, der Gemeinden A p f e l b e r g und
G r o ß l o b m i n g , beide Bezirk Knittelfeld,
der Gemeinde J a g e r b e r g , Bezirk Feldbach,
der Gemeinde L i c h e n d o r f , Bezirk Radkers-
burg, der Gemeinde M ü r z h o f e n , Bezirk
Mürzzuschlag und der Gemeinde St. J o h a n n
im Saggautal, Bezirk Leibnitz, auf die das Ge-
meindebedienstetengesetz 1957 vom 4. Feber
1957, LGBl, für das Land Steiermark Nr. 34,
in der jeweils gültigen Fassung Anwendung
findet, in die Krankenversicherung der Bundes-
angestellten bei der Krankenversicherungsanstalt
der Bundesangestellten einbezogen.

Proksch
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3 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Jänner 1958 über die Ratifikation
beziehungsweise den Beitritt weiterer Staaten

zum Weltnachrichtenvertrag.

Seit der Kundmachung im BGBl. Nr. 98/1957
haben gemäß Mitteilungen des Generalsekretärs
des Weltnachrichtenvereins folgende weitere
Staaten den am 22. Dezember 1952 in Buenos
Aires unterzeichneten Weltnachrichtenvertrag,
nebst seinen Anlagen 1 bis 6, BGBl. Nr. 132/
1956, ratifiziert beziehungsweise sind ihm bei-
getreten:

Brasilien, Chile, Ghana, . Guatemala, Haiti,
Indonesien, Nikaragua, Paraguay, Sudan und
Syrien.

Raab

3 5 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 4. Feber
1958 über die Aufhebung der im § 28 Abs. 4
lit. b der Kraftfahrverordnung 1955 enthal-
tenen Worte „Fehlen beider Hände" durch

den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß § 60 Abs. 2 und § 61 des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird
kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 19. Dezember 1957, Z. V 23/57/8,
die im § 28 Abs. 4 lit. b der Kraftfahrverordnung
1955, BGBl. Nr. 288, enthaltenen Worte „Fehlen
beider Hände" als gesetzwidrig aufgehoben.

2. Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Bock

3 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 4. Feber 1958 über das Inkrafttreten
des Zollabkommens über die vorübergehende
Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge vom

4. Juni 1954.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen ist das am 4. Juni 1954 in
New York unterzeichnete Zollabkommen über
die vorübergehende Einfuhr privater Straßen-
kraftfahrzeuge, BGBl. Nr. 131/1956, gemäß
seinem Artikel 35 am 15. Dezember 1957 in
Kraft getreten.

Bis zum 24. Dezember 1957 ist das Abkom-
men durch Ratifikation oder durch Beitritt für
folgende Staaten in Kraft getreten:

Ägypten, Belgien (mit einem gemäß Artikel 39
des Abkommens erhobenen Vorbehalt), Bundes-
republik Deutschland (einschließlich des Landes

Berlin), Ceylon (mit dem in der Schlußakte über
die Konferenz der Vereinten Nationen über
Zollformalitäten bei der vorübergehenden Ein-
fuhr privater Straßenkraftfahrzeuge und im
Reiseverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, vermerkten
Vorbehalt), Dänemark, Israel (mit einem ge-
mäß Artikel 39 des Abkommens erhobenen Vor-
behalt), Kanada, Luxemburg, Marokko, Mexiko
(mit dem in der Schlußakte über die Konferenz
der Vereinten Nationen über Zollformalitäten
bei der vorübergehenden Einfuhr privater Stra-
ßenkraftfahrzeuge und im Reiseverkehr, BGBl.
Nr. 131/1956, vermerkten Vorbehalt), Schwe-
den, Schweiz, Vereinigte Staaten von Amerika
(einschließlich der Gebiete von Alaska, Hawai,
Porto Rico und der Jungferninseln), Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland,
Vietnam.

Die oben angeführten, noch nicht veröffent-
lichten Vorbehalte lauten:

Belgien:

Im Hinblick auf die Anwendung des am
4. Juni 1954 in New York abgeschlossenen Zoll-
abkommens über die vorübergehende Einfuhr
privater Straßenkraftfahrzeuge auf das Gebiet
von Belgisch-Kongo und das Treuhandschafts-
gebiet von Ruanda-Urundi ist die belgische Re-
gierung der Ansicht, daß unter den gegenwär-
tigen Umständen das System des freien inter-
nationalen Verkehrs von Motorfahrzeugen auf
juristische Personen nicht ausgedehnt werden
sollte.

Ersatzteile, die zur Instandsetzung eines Fahr-
zeuges bestimmt sind, das mil zur freien Zu-
lassung berechtigenden Papieren ausgestattet ist,
sollten ohne Entrichtung von Eingangsabgaben
zur vorübergehenden Einfuhr nicht zugelassen
werden.

Diese letztere Einschränkung gilt natürlich
nicht für in Fahrzeugen mitgeführte Ersatzteile,
wenn diese im Stammabschnitt des internatio-
nalen Zulassungspapieres vermerkt sind.

Israel:
Artikel 4 Absatz 1:

Die Regierung Israels wird sich nicht ver-
pflichtet fühlen, die Einfuhr von Ersatzteilen,
die zur Instandsetzung eines bestimmten, bereits
vorgemerkten Fahrzeuges dienen sollen, frei von
Eingangsabgaben zuzulassen; in diesem Sinne
können gegenwärtig in Israel in Geltung ste-
hende Einfuhrverbote und Einfuhrbeschrän-
kungen auf die Einfuhr soldier Ersatzteile an-
gewendet werden.

Artikel 24 Absatz 1 und 2:

Angesichts der Tatsache, daß die Landgrenzen
Israels mit den Nachbarstaaten gegenwärtig ge-
schlossen sind und daß demzufolge private
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Straßenkraftfahrzeuge nur über einen Hafen in
Israel wiederausgeführt werden können, wird
sich die Regierung Israels nicht verpflichtet
fühlen, die in den Abs. 1 und 2 des Ar-
tikels 24 genannten Papiere als Nachweis für
die Wiederausfuhr von Fahrzeugen oder von
Ersatzteilen davon anzuerkennen.

Raab

3 7 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 17. Feber 1958 über
die Delegierung der Landeshauptmänner von
Tirol und Vorarlberg zur Bewilligung der
Inanspruchnahme der Ausfuhr- und Einfuhr-
kontingente des Regionalabkommens Nord-

Südtirol.

Die Finanzlandesdirektion in Innsbruck hat
mit Verordnung vom 12. Feber 1958, kund-

gemacht im „Boten für Tirol" Nr. 7 vom 15. Fe-
ber 1958 und im „Amtsblatt der Landesregierung
für Vorarlberg" Nr. 7 vom 15. Feber 1958, gemäß
Artikel 3 des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und der Republik Italien über die Re-
gelung des erleichterten Warenaustausches zwischen
den österreichischen Bundesländern Tirol und
Vorarlberg und der italienischen Region Trentino-
Alto Adige, BGBl. Nr. 125/1957, die Zuständig-
keit für die Bewilligung der Inanspruchnahme
der Ausfuhr- und Einfuhrkontingente des oben
genannten Abkommens hinsichtlich jener Er-
zeugnisse und Waren, die aus Tirol stammen
oder nach Tirol eingeführt werden, an den
Landeshauptmann von Tirol und hinsichtlich
jener Erzeugnisse und Waren, die aus Vorarl-
berg stammen oder nach Vorarlberg eingeführt
werden, an den Landeshauptmann von Vorarl-
berg übertragen.

Kamitz
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